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Seit  dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Jahre 2009 wurden nicht  nur die 
Befugnisse  der  nationalen  Parlamente  im politischen  System der  Europäischen  Union 
erweitert, sie rückten auch vermehrt in den Fokus des politischen und wissenschaftlichen 
Interesses. Allerdings wurden die Hoffnungen auf starke nationale Parlamente durch die 
darauffolgenden Entwicklungen enttäuscht.  Zum einen nutzen  die  Parlamente  ihre  neu 
gewonnen Zuständigkeiten nach Ansicht vieler Experten nur unzulänglich. Zum anderen 
hat die anhaltende politische und wirtschaftliche Krise der Europäischen Union zu einer 
Stärkung der Staats- und Regierungschefs gegenüber ihren Parlamenten geführt.1 Dennoch 
bleiben besonders vor dem Hintergrund eben jener  Krise Fragen nach der  Einbindung 
nationaler Parlamente und der demokratischen Kontrolle europäischer Politik von höchs-
tem Interesse für die Wissenschaft und die europäische Öffentlichkeit.

Mechanismen parlamentarischer Kontrolle

Als Innovation des Vertrags von Lissabon wurde eine neue Kontrollmöglichkeit der natio-
nalen Parlamente gegenüber der Europäischen Kommission eingeführt. Durch einen Früh-
warnmechanismus ist es Parlamenten nun erlaubt, Gesetzesinitiativen der Kommission auf 
deren Vereinbarkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip zu prüfen. Dies geschieht in Form einer 
begründeten  Stellungnahme,  wobei  jedem  Mitgliedstaat  zwei  Stimmen  zustehen.  Bei 
Erreichen der Mindestanzahl von 18 von insgesamt 56 Stimmen zeigen die nationalen Par-
lamente  der  Kommission  eine  sogenannte  „gelbe  Karte“.  Dadurch  ist  diese  zumindest 
angehalten,  den  Gesetzesvorschlag  zu  prüfen,  ohne ihn  jedoch zwingend  auszusetzen, 
wenn sie selbst das Subsidiaritätsprinzip nicht verletzt sieht. Wenn es sich bei den abgege-
benen Stimmen um eine einfache Mehrheit aller nationalen Parlamente handelt („orange 
Karte“) und die Kommission trotzdem an ihrem Vorschlag festhält, obliegt es in der ersten 
Lesung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens Rat und Europäischem Parlament, den 
Vorschlag auf seine Verträglichkeit mit dem Subsidiaritätsprinzip zu prüfen und gegebe-
nenfalls abzulehnen (Protokoll 2, Art. 7 EUV).2

Während der  Frühwarnmechanismus durchaus den  Einfluss  der  Parlamente  steigert, 
bleibt  die  praktische  Anwendung merklich hinter  den Erwartungen zurück.  Nach zwei 
„gelben Karten“ in den Jahren 2012 und 2013 haben die Parlamente im letzten Jahr nicht 
die geforderte Anzahl an Stellungnahmen erreicht, um eine Subsidiaritätsprüfung durch die 
Kommission zu veranlassen. Außerdem ist die absolute Anzahl begründeter Stellungnah-
men im Vergleich zum Vorjahr merklich gesunken. Haben die nationalen Parlamente 2013 
noch 87 begründete Stellungnahmen formuliert,3 waren es  2014 lediglich 21.4 Im Jahr 
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2015 ist bis Mai nur eine begründete Stellungnahme durch das schwedische Parlament 
eingegangen.5

Es überrascht angesichts dieser Zahlen nicht, dass die Parlamente bezüglich des Früh-
warnmechanismus Verbesserungspotential sehen, wie unter anderem dem aktuellsten „Bi-
annual Report“ der Konferenz der Europa-Ausschüsse der Parlamente der Europäischen 
Union, kurz COSAC, zu entnehmen ist. Zwar bewerten die Parlamente viele Neuerungen 
des  Lissabonner  Vertrags  positiv,  da  der  Informationsnachteil  gegenüber  den  eigenen 
Regierungen  bezüglich  europapolitischer  Inhalte  und  Initiativen  eingedämmt  werden 
konnte. Angesichts des Frühwarnmechanismus fällt das Urteil allerdings weniger positiv 
aus.  Die  Parlamente  führen  die  bisher  unzureichende  und  ineffektive  Nutzung  des 
Mechanismus vor allem auf die kurze Zeitspanne von acht Wochen zurück, die ihnen zu-
gestanden wird,  um nach der  Veröffentlichung eines Legislativvorschlags mit einer be-
gründeten Stellungnahme zu reagieren. Auch sollte die Mindestzahl begründeter Stellung-
nahmen, die zur Erreichung einer „gelben Karte“ notwendig ist, verringert werden.6 Des 
Weiteren kritisieren die Parlamente die oft unzureichende Reaktion der Kommission zu 
begründeten Stellungnahmen. Ein weiterer Hauptkritikpunkt der Parlamente bezieht sich 
auf die fehlende Möglichkeit, inhaltlich auf Initiativen der Kommission einzuwirken, da es 
sich bei  der  Subsidiaritätskontrolle  um eine Prüfung der Rechtmäßigkeit  handelt,  nicht 
etwa um eine inhaltliche Revision der Vorschläge (Art.  5 EUV). Daher schlagen unter 
anderem das britische, niederländische und dänische Parlament die Einführung einer soge-
nannten  „grünen  Karte“  vor.  Diese  soll  den  Parlamenten  die  Möglichkeit  geben,  der 
Kommission sowohl neue Gesetzesinitiativen vorzuschlagen als auch die Revision beste-
hender Gesetze einzufordern.7 Kritik an dieser Initiative ist vor allem von der Kommission 
zu erwarten, da diese „grüne Karte“ in den Verträgen nicht vorgesehen ist und somit nur 
im Falle einer Vertragsänderung Realität werden könnte. Auch das Europäische Parlament, 
welches  die  Hauptverantwortung parlamentarischer  Gestaltung der  EU-Politik  bei  sich 
selbst sieht, wird sich kaum für die Etablierung einer „grünen Karte“ der nationalen Parla-
mente einsetzen.

Interparlamentarische Kooperation 2014/15

Der halbjährliche COSAC-Bericht kann als wichtiger Gradmesser der interparlamentari-
schen Kooperation in der  Europäischen Union gesehen werden.  Aus ihm geht deutlich 
hervor, dass alle Parlamente diese Kooperation schätzen und gewillt sind, sie weiter auszu-
bauen. Auch enthält  er konkrete Vorschläge zur inhaltlichen Verbesserung europäischer 
Politik. Es überrascht jedoch nicht, dass die Parlamente inhaltlich keineswegs immer über-
einstimmen. So treten bezüglich der Krisenpolitik klare Unterschiede zwischen den Stel-
lungnahmen nord- und südeuropäischer Parlamente zutage. Ob sich aus der Kooperation 
der  Parlamente mehr als unverbindliche inhaltliche Stellungnahmen und Empfehlungen 
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entwickeln wird, bleibt daher abzuwarten. Ein weiteres wichtiges Forum des interparla-
mentarischen Austauschs ist die Konferenz der Präsidenten der Parlamente der Mitglied-
staaten  der  Europäischen  Union  und  des  Europäischen  Parlaments  (EU-PPK),  welche 
zuletzt im April 2015 in Rom stattfand. In den Schlussfolgerungen der EU-PPK wird aber-
mals deutlich,  dass es sich hauptsächlich um ein Forum des Meinungsaustauschs ohne 
verbindliches Ergebnis handelt. Zwar finden sich zu den relevanten Themen der europäi-
schen Politik Stellungnahmen, diese bleiben allerdings größtenteils oberflächlich. Einzig 
die interparlamentarische Kooperation an sich betreffend geben die Parlamentspräsidenten 
konkrete Empfehlungen, besonders bezüglich der „Interparlamentarischen Konferenz über 
Stabilität, wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der EU“.8 Die Konferenz 
beruht auf dem 2013 in Kraft getretenen Fiskalpakt zur finanz- und wirtschaftspolitischen 
Koordinierung und soll den Austausch der Parlamente über und deren Mitwirken an der 
europäischen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  stärken.9 Die  letzten  beiden  Konferenzen 
fanden im September 2014 in Rom und im Februar 2015 in Brüssel  statt.  Sie wurden 
anfangs von vielen als Chance bewertet, die europäische Wirtschaftspolitik einer wirksa-
men demokratischen Kontrolle zu unterziehen. Diese Hoffnungen wurden jedoch bis dato 
nicht erfüllt. Die Parlamente konnten sich nicht einmal auf eine Geschäftsordnung einigen, 
da es Differenzen bezüglich der Reichweite der zu behandelnden Politikfelder gab. Insbe-
sondere der Bundestag und das Europäische Parlament wollen den Einfluss und Spielraum 
der Konferenz begrenzen.10 Die Schlussfolgerungen der Parlamentspräsidenten kritisieren 
jenes  Fehlen  einer  Geschäftsordnung  und  legen  Kernpunkte  einer  solchen  fest.  Sie 
empfehlen ebenfalls,  den Namen der Konferenz zu ändern, um deren Verbindung zum 
Fiskalpakt herauszustellen. Neben Vertretern der nationalen Parlamente sollen auch die 
Präsidenten des Europäischen Rates, der Kommission, der Eurogruppe und anderer euro-
päischer Institutionen teilnehmen.11

Parlamentarische Kontrolle im nationalen Kontext

Während die interparlamentarische Kooperation stetig,  aber  vor allem langsam, voran-
schreitet, weisen die einzelnen Parlamente teils große Unterschiede in der institutionellen 
Stärke gegenüber ihren Regierungen auf. Die Forschungsergebnisse des Projektes ‘Obser-
vatory of Parliaments after the Lisbon Treaty’ (OPAL), welches über drei Jahre die Aktivi-
täten nationaler Parlamente in der Europäischen Union gemessen und analysiert hat, unter-
scheiden dabei nicht nur die Stärke der Parlamente, sondern auch verschiedene Formen 
der  Aktivität.  Hier  werden  fünf  Modi  der  parlamentarischen  Aktivität  unterschieden: 
kontrollierende  Parlamente  (Scrutinizers),  debattierende  Parlamente  (Debating  arenas), 
politikgestaltende Parlamente (Policy shapers), die Kommission überwachende Parlamente 
(Commission watchdogs)  und Nachzügler  (Scrutiny laggards).  Diese Rollen sind nicht 
exklusiv, das heißt, ein Parlament kann durchaus mehrere dieser Funktionen erfüllen. Die 
nordeuropäischen Mitgliedstaaten Finnland, Schweden und Dänemark führen die Ranglis-
te  der  aktivsten Parlamente in  Fragen der  europäischen Politik  an.  Auch der  deutsche 

8 Parlamentspräsidentenkonferenz der Europäischen Union: Conclusions of the Presidency. Rom, 20./21.  
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Bundestag  und  Bundesrat  finden  sich  im  oberen  Drittel  dieser  Aufstellung  wieder.12 
Aufgrund  dieser  innovativen  Einteilung  der  Parlamentsaktivität  in  verschiedene  Modi 
zeigt sich auch, dass vorherige Schlussfolgerungen zur Stärke verschiedener Parlamente in 
Bezug auf die Europäische Union voreilig waren. So kann zum Beispiel keineswegs allge-
meingültig von einer  Schwäche südeuropäischer Parlamente die Rede sein:  Das portu-
giesische Parlament schneidet besonders in der Interaktion mit supranationalen Institutio-
nen sehr gut ab.

Die Parlamentsforscher des OPAL Projekts kommen zu dem Fazit, dass der Lissabon-
ner Vertrag die nationalen Parlamente zwar gestärkt hat, diese jedoch ihre Rolle oft noch 
weitestgehend national interpretieren. Ihren Einfluss auf die europäische Politik üben sie 
meist durch die Kontrolle der eigenen Regierungen aus. Nur zaghaft entwickeln sich eini-
ge Parlamente zu tatsächlichen ‘European Players’, die direkt am politischen Geschehen in 
der Europäischen Union teilnehmen. Auch konnten nicht alle Parlamente gleichwertig von 
den neuen Möglichkeiten profitieren.  Die Krise trägt  laut  Auel  und Höing (2015)  zur 
Verfestigung  einer  Zweiklassengesellschaft  unter  den  nationalen  Parlamenten  bei. 
Während zuvor schon institutionell starke Parlamente die Krise teilweise nutzen konnten, 
um ihre Position zu stärken, fielen seit jeher schwächere Parlamente weiter ab.13 Diese 
Schwächung der Parlamente, besonders auch in Krisenstaaten wie Griechenland, und die 
damit einhergehende scheinbare Schwächung demokratischer Mechanismen sorgt nunmehr 
nicht nur in der wissenschaftlichen Debatte, sondern auch in der öffentlichen Diskussion 
für Kritik.

Besonders in der aktuellen Krise, welche sich längst über eine Wirtschaftskrise hinaus 
zu einer Krise des politischen Systems entwickelt hat, ist eine demokratische Legitimation 
europäischer  (Krisen-)Politik  unabdingbar.  Dem Europäischen  Parlament,  welches  sich 
selbst als Garant jener demokratischen Kontrolle sieht, fehlt es oft an Akzeptanz in der 
Bevölkerung, ja sogar in vielen Regierungen der Mitgliedstaaten. Daher sind und bleiben 
die nationalen Parlamente Schlüsselinstitutionen und von immenser Bedeutung im EU-
politischen Geflecht. Dieser Bedeutung können sie allerdings nur gerecht werden, wenn 
sie die ihnen zugestandenen Kompetenzen nutzen. Außerdem ist es dringend geboten, den 
Parlamenten eine inhaltliche Beteiligung an europäischen Gesetzen zu gewähren, die über 
eine quasi-justizielle Prüfung des Subsidiaritätsprinzips hinausgeht.
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